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Verkündet

am 30° Januar 1957

I m N a m e n d e e V o 1 k e 3

In Sachen

ooooonoooincocootoonn...■.o.c.'o'n‘o'c’c'.‘n'n'n'n'o°

Beklagten und Revisionskläger,

g'e g e n

>.IOIOOIOOOIOOIOOOI..................IOIOOOIOOI0.000CI

Kläger und Revisionsbeklegte■,

hat der 9° Senat des Bündessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 50° Januar 1957

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden—Württemberg vom 19° Mai 1954 wird verworfen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Der Kläger bezog auf Grund des Körperbeschädigten—Leistungsgesetzes
(KBLG) eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 60 VOH° Durch Umanerkennungsbesdheid
vom 1° September 1951 be—

willigte ihm das Versorgungsamt (Versorng) die Grundrente nach
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) und die halbe Ausgleichsrente ab

1° Oktober 1950 mit 25,——DMmonatlich, ab 1° März 1951 (nach Ge—
burt eines Kindes) mit 30,—— DM monatliche Das Versorng hat in

dem Bescheid ausgeführt, der Kläger könne nur die halbe Ausgleichs—

rente erhalten, weil er in dem landwirtschaftlichen Betrieb seiner

Schwiegereltern tätig sei und für sich und seine Familie freien
Unterhalt beziehe° Auf die Berufung des Klägers, mit der er die

Zuerkennung einer höheren Ausgleichsrente begehrte, hat das Württem»

bergische Oberversicherungsamt (OVA„) durch Urteil vom 4° Dezember

1952 den Beklagten verurteilt, dem Kläger vom 1° Oktober 1950 an

eine monatliche Ausgleichsrente von 50‚——DMund vom 1„‘Marz 1951
an von 60‚-— DM zu gewähren°

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte beim Landesversicherungsamt

Württemberg-Baden Rekurs eingelegt, der nach 5 215 Ab3° 3 Sozial—

gerichtsgesetz (SGG) am 1„ Januar 1954 auf das Landessozialgericht

Baden—Württemberg (LSGO) übergegangen ist„ Er hat beantragt, unter

Aufhebung des angefochtenen Urteiles den Bescheid des VersorgA° vom

1° September 1951 wiederherzustellena Das LSG° hat angenommen, daß

der zulässig eingelegte Rekurs als Berufung nach 5 148 Nre 4 SGG

unzulässig geworden sei, und danach durch Urteil vom 190 Mai 1954

die Berufung als unzulässig verworfen° Das LSG° folgert aus dem '

aus 5 214 SGG ersichtlichen Zweck des SGG, die Rechtsmittel in

Altfällen zu beschränken, daß auch die nach @ 215 Abs„ 3 SGG vom
Landesversicherungsamt Württemberg—Baden auf das LSG„ übergegange—

nen Streitsachen den Beschränkungen unterworfen sind, die das SGG

allgemein für Berufungen vorschreibt° Die Revision wurde nicht zu—

gelassen„'

Gegen das Urteil des LSG° hat der Beklagte Revision eingelegt mit

dem Antrag, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzu«
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weisen° Der Beklagte rügt als wesentlichen Mangel des Verfahrens,

daß die Berufung nach 6 148 Nr° 4 SGGals unzulässig verworfen
wurde° Diese Vorschrift sei auf übergegangene Berufungen überhaupt

nicht anwendbar° Außerdem betreffe der Streit nicht die Höhe der

Ausgleichsrente, sondern die Frage, ob der Lebensunterhalt des

Klägers durch seine Tätigkeit in der Landwirtschaft seiner Schwie—

gereltern gesichert sei (@ 32 Abs„ 1 BVG)„ Der Kläger hat Zurück—

_weisung der Revision beantragt°

Entscheidungegrände i

Die Revision ist form— und fris%ereoht eingelegt und begründet

werden. Da das LSG° sie nicht zugelassen hat (9 162 Abs° 1 Nr° 1
SGG) und eine Entscheidung nach @ 162 Abs° 1 Nr° 3 a„a„0° nicht
getroffen wurde, ist die Revision gemäß @ 162 Abs° 1 Nr° 2 a„a„0°

nur statthaft, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt

wird und vorliegt (BSG° 1 S° 150)°

Der vom Beklagten geltend gemachte Verfahrensmangol, das LSG° ha—

be zu Unrecht die Berufung verworfen, anstatt sachlich zu entschei—

den, da nicht die Berechnung der Ausgleichsrente, sondern die Si—

cherstellung des Lebensunterhalts des Klägers streitig sei (Ver—

letzung des @ 148 Nr° 4, 5 215 Abs° 3 SGG), trifft nicht zu°

Wie das Bundessozislgericht bereits entschieden hat, ist nach

Übergang der in Bayern und Baden—Württemberg zulässig eingelegten

Rekurse auf das LSG° deren Statthaftigkeit als Berufungen neuen

Rechts nach 95 144 bis 150 sec zu beurteilen (BSC—°1 s" 62 und
264; Beschluß vom 29°11°1955 — 9 RV 408/54)° Das LSG° hat daher

mit Recht zunächst die Zulässigkeit des Rekurses nach 5 33 KBLG,

@@1699, 1700 Reichsversicherungsordnung (RVG) geprüft und be—

jaht, und hierauf die Statthéftigkeit des Rekurses als Berufung

nach den Vorschriften des SGG untersucht°

Dabei hat es ebenso mit Recht die Berufung nicht gemäß 5 150 Nr° 1

SGGzugelassen (vgl.° BSG. 1 8° 62), weil es sich nicht um eine
Rechtssache von grundsätzlicher Bedeutung handelte° Es hat viel—
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mehr zutreffend die Berufung gemäß

Nach der Rechtsprechung des Bundess

gemäß @ 148 Nr“ 4 SGG ausgeschlosse

lediglich die Berechnung der Ausgle

den Grund der Ausgleichsrente, insb

stellung des Lebensunterhalts betri

7„6„56 —8 RV 411/54 und vom 26„1o°
beiden Urteilen zu Grunde liegenden

ob der Lebensunterhalt auf andere W

@148_Nr° 4 SGGverworfen,

ozialgerichts ist die Berufung

n, wenn das angefochtene Urteil

ichsrente (@ 33 BVG) und nicht
escndere die Frage der Sicher—

fft (Urteile des 8° Senats vom
56 —8 RV 17/55)° In den diesen

Tatbeständen war die Frage,

eise gesichert ist, voll be:

jaht, und die Aüsgleichsrente von @
ganz abgelehnt werden° '

In dem hier zu entscheidenden Falle

erkannt, daß der Lebensunterhalt au

nicht völlig sichergestellt ist, un
gleichsrente gewährt° Nur wenn der

re Weise sichergestellt ist, kann ü

eine Ausgleichsrente gewährt werden

Der erkennende Senat hat sich den i
wickelten Rechtssätzen auch hier an

ob dann, wenn der Lebensunterhalt n

folgedessen dem Versorgungsberechti

zusteht, die volle Ausgleichsrente

Rente zu gewähren ist, betrifft nie

die Ausgleichsrente überhaupt, sond

terschied der beiden Tatbestände be

VersorgA° bei der Berechnung der Au

das sonstige Einkommen des Klägers

bestände liegen jedoch insofern gle
der Ausgleichsrente, die Sicherstel

mehr streitig ist° Nur dann, wenn d

Umfang streitig ist, rechtfertigt s

er Versorgungsverwaltung daher

hat das Versorgnu dagegen an—
f andere Weise nicht, mindestens

d demzufolge die halbe Aus—

Lebensunterhalt nicht auf ande—

berhaupt gemäß 5 32 Abs, 1 BVG
&

n den erwähnten Urteilen entä
geschlossen° Denn die Frage‚‘

icht sichergestellt ist und in—

gten Ausgleichsrente jedenfalls

oder nur ein Teilbetrag der

ht mehr die Voraussetzung für

ern nur noch ihre Höhe„ Der Un—

steht nur darin, daß hier das

sgleichsrente gemäß 5 33 BVG

berücksichtigt hat° Beide Tat—

ich, als die Grundvoraussetzung
lung des Lebensunterhalts, nicht

iese Voraussetzung in vollem‘

ich nach dem Sinn und Zweck des

Gesetzes die Eröffnung einer weiter

Das OVA° konnte nach den fürscin Ve

den BVG—Bescheid vom 1° September 1

en Instanz°

E
fahren geltenden Vorschriften

51 nicht zu Ungunsten des

- 5 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 „

Klägers abändern (5 33 KBLG, @84 Abs° 3 BVG, Mitgliederkommentar
zur RVO‚ Ann° 5 g und h zu @ 1583)° Es hatte sonach nur darüber

zu entscheiden, ob dem Kläger auf Grund der feststehenden Voraus—

setzung für die Zubilligung der Ausgleichsrente, nämlich der
fehlenden Sicherstellung des Lebensunterhalts, eine höhere Aus-

gleichsrente zu gewähren sei° Das Urteil betraf lediglich noch

die Berechnung und damit die Höhe der Ausgleichsrente im Sinne

des @3} BVG„

Das LSG° hat deshalb zu Recht die Berufung nach 5 148 Nr° 4 SGG

für ausgeschlossen erachtet°

Da der gerügte Verfahrensmengel nicht vorliegt, ist die Revision

nicht etatthaft, sie war daher als unzulässig zu verwerfen„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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